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Mitsprache oder Effizienz: Wie begegnen Nationalstaaten 




Marc Bühlmann und Lisa Müller 2  




Demokratien können als Resultat kontinuierlicher, gesellschaftlicher Aushandlungsprozesse 
betrachtet werden. Sie müssen sich laufend neuen sozialen, ökonomischen und politischen 
Realitäten und Herausforderungen stellen. Der entstehende Anpassungsdruck kann sich 
schliesslich in unterschiedlichen Arten von Reformen äussern. In diesem Beitrag wird zuerst 
untersucht, ob OECD-Staaten zwischen 1990 und 2005 überhaupt Reformen durchführen. Es 
zeigt sich, dass sich die überwiegende Mehrheit der untersuchten Länder tatsächlich den Her-
ausforderungen stellt. Weiter wird in Anlehnung an zwei klassische Demokratiemodelle ar-
gumentiert, dass Demokratien zwischen zwei grundlegenden Anpassungsstrategien wählen 
können. Einerseits kann im Sinne der liberalen Demokratietheorie die Effizienz und Kontrolle 
der Entscheidfindung gesteigert, andererseits in der Tradition der partizipatorisch-
deliberativen bzw. radikalen Theorie die politische Mitsprache der Bürger ausgebaut werden. 
Unsere Resultate weisen darauf hin, dass die untersuchten Länder mehrheitlich beide Anpas-
sungsstrategien wählen, sich aber gleichzeitig gemäss der Stärke ihrer Reformbemühungen in 
vier mehr oder weniger homogene Ländergruppen einteilen lassen. Zudem wird deutlich, dass 
die Wahl der Reformstrategie nicht unwesentlich vom anfänglichen Reformpotenzial im Jahr 
1990 abhängt. Wir stützen uns bei unseren Analysen sowohl konzeptionell als auch empirisch 
auf das Demokratiebarometer, ein neues Instrument, mit welchem die Qualität von Demokra-
tien bestimmt werden kann. 
                                                 
1
 Dieser Beitrag ist im Rahmen des vom Schweizerischen Nationalfonds unterstützten nationalen Schwerpunkt-
programms ‚Demokratie im 21. Jahrhundert’ (National Centre of Competence in Research: Challenges to De-
mocracy in the 21st Century) entstanden.  
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1 Einleitung 
Demokratie sieht sich – wie jedes andere gesellschaftliche Konstrukt auch – einem Anpas-
sungsdruck ausgesetzt, der sich aufgrund von sozialem, wirtschaftlichem oder politischem 
Wandel ergeben kann. Dieser Anpassungsdruck scheint in den letzten Jahrzehnten besonders 
ausgeprägt zu sein. Die zunehmende Komplexität der politischen Probleme und Problemlö-
sungen, die wachsende Internationalisierung der Politik aufgrund wirtschaftlicher und supra-
nationaler Verflechtung, aber auch die Zunahme gebildeter und kritischer Bürger mit unter-
schiedlichsten Ansprüchen hinsichtlich der Leistungen ‚ihres’ politischen Systems und die 
zunehmende Mediatisierung der Politik sind zentrale Herausforderungen, denen sich moderne 
Demokratien stellen müssen.  
Auf der einen Seite wird aufgrund von Verschiebungen der Entscheidungsebenen ein Verlust 
der Kongruenz von Problemstrukturen, Entscheidprozessen und Partizipationsmechanismen 
befürchtet (Kriesi et al. 2007). Mit zunehmender De-Nationalisierung im Sinne von Suprana-
tionalisierung, aber auch im Sinne von Regionalisierung werde der Nationalstaat seiner Ent-
scheidkompetenzen nach und nach beraubt (Evans 1997; Guillen 2001; Guiraudon und Lahav 
2000; Kahler und Lake 2004). Darüber hinaus geht zunehmende politische Verflechtung mit 
Effizienzverlust einher. Freilich birgt die Verschiebung von politischen Entscheidprozessen 
auf andere Ebenen auch demokratisches Potenzial. Die Konzentration auf Regionen anstelle 
von Nationalstaaten oder die Verlagerung von politischen Entscheiden auf subnationale Ein-
heiten können etwa Opportunitäten für mehr oder unmittelbarere Partizipation für die Betrof-
fenen bedeuten (Scarrow 2001).  
Auf der anderen Seite sehen sich nationale Demokratien einem zunehmendem Legitimitätsde-
fizit ausgesetzt. Nicht nur erodiert herkömmliche politische Partizipation im Sinne von Wahl-
beteiligung oder Parteimitgliedschaften (Blais 2006; Wattenberg 1996), sondern auch die 
Skepsis gegenüber demokratischen Institutionen und Akteuren steigt (Dalton 2005; Pharr und 
Putnam 2000). Dies wird als Zeichen für einen zunehmenden Legitimitätsverlust der Demo-
kratie begriffen. Die Transformation repräsentativer Demokratien in „audience democracies“ 
(Manin 1995) oder „mediatized democracies“ (Mazzoleni und Schulz 1999) und die zuneh-
mende Betonung der Populärdimension im Gegensatz zur Verfassungsdimension (Mény 
2002) stellt die zweite bedeutende Herausforderung an die Demokratien des 21. Jahrhunderts 
dar. Dabei scheint aber in etablierten Demokratien nicht grundsätzlich das Interesse an Politik 
zu schwinden (Dalton und Wattenberg 2000). Auch nimmt Partizipation nicht generell ab, 
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sondern kritische Bürgerinnen und Bürger (Norris 2005) suchen und nutzen alternative Betei-
ligungswege (Inglehart 1997). 
Demokratien sind keine unveränderlichen Institutionengefüge, sondern können als Resultat 
fortwährender Verhandlungsprozesse zwischen verschiedenen politischen und gesellschaftli-
chen Kräften aufgefasst werden. Es kann deshalb vermutet werden, dass demokratische Nati-
onalstaaten den Herausforderungen in unterschiedlichem Umfang und in unterschiedlicher 
Art und Weise begegnen.  
Grundsätzlich und basierend auf zwei unterschiedlichen normativen Verständnissen von De-
mokratie können zwei Anpassungsstrategien vermutet werden. Einerseits kann versucht wer-
den, Legitimität zu stärken: durch den Ausbau von Beteiligungschancen oder durch die Her-
stellung von mehr Transparenz und responsiverer Strukturen wird ‚democracy by the people’ 
als inputorientiertes Legitimitätsargument stärker betont. Diese Idee basiert auf einem eher 
partizipatorisch-deliberativen Modell von Demokratie. Auf der anderen Seite – basierend auf 
einem eher liberalen Modell von Demokratie – streben Reformansätze eine Stärkung der ‚de-
mocracy for the people’ an. Hier sollen institutionelle Normen und Anreizmechanismen ge-
schaffen werden, die effektive politische Problemlösungen erleichtern und dabei gleichzeitig 
den Missbrauch politischer Macht verhindern.  
In unserem Beitrag untersuchen wir, auf welche Weise sich verschiedene etablierte Demokra-
tien den veränderten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen anpassen. Auf der Basis der  
Überlegungen des Demokratiebarometers (Bühlmann et al. 2008a, b) zeigen wir exempla-
risch, ob Reformen durchgeführt und welche Strategien dafür gewählt werden: Stellen sich 
Demokratien den genannten Herausforderungen und wenn ja, wie verändern sich grundlegen-
de demokratische Funktionen über die Zeit? Wird deliberative Mitsprache ausgebaut oder 
eher weniger Demokratie gewagt und dafür mehr institutionelle Kontrolle und effizientere 
Entscheidprozesse etabliert? Diesen Fragen soll in der Folge nachgegangen werden. Unser 
Beitrag gliedert sich wie folgt: Im nachfolgenden zweiten Abschnitt werden mögliche Anpas-
sungsstrategien, basierend auf den zwei unterschiedlichen normativen Modellen von Demo-
kratie dargelegt. Im dritten Abschnitt wird das Konzept des Demokratiebarometers erläutert, 
auf dessen Daten die deskriptiven Analysen beruhen, die Gegenstand des vierten Abschnitts 
sind. Eine Diskussion der Befunde rundet den Beitrag ab.  
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2 Zwei Typen von Demokratie – zwei Arten der Anpassung 
In der einschlägigen Literatur gibt es unzählige Definitionen von Demokratie. Das Konzept 
ist derart komplex, dass kaum Einigkeit herrschen kann, was konstituierendes Element sein 
soll und was nicht. Hilfreich sind hingegen die Versuche, die verschiedenen Vorschläge zu 
systematisieren und in unterschiedliche idealtypische Modelle einzuteilen (z.B. Held 2006; 
Schmidt 2000). Zwei hauptsächliche Typen von Demokratie lassen sich dabei ausmachen, die 
für unsere Diskussion hinsichtlich der Anpassung von Demokratien an gesellschaftliche Ver-
änderungen hilfreich erscheinen, da sie stark gegensätzliche und im Vergleich zu anderen 
Modellen eindeutiger abgrenzbare Positionen einnehmen. Auf der einen Seite ist dies das li-
berale Modell der Demokratie und auf der anderen Seite das radikale Modell der Demokratie. 
Während im ersteren stärker das repräsentative Element der Demokratie betont wird, wird im 
zweiteren das partizipatorische Element hervorgehoben.  
Das liberale Modell der Demokratie hat einen engen Demokratiebegriff, da die Rolle der 
Bürger auf ein Minimum reduziert wird. Kernstück des Modells sind die politischen Eliten, 
die die Bürger in Parlament und Regierung vertreten und alle politischen Entscheide treffen. 
Das demokratische System muss garantieren, dass das politische Personal aus jenen Volksver-
tretern besteht, die am kompetentesten sind und die wichtigsten Interessen in der Bevölkerung 
abdecken. Die Teilnahmemöglichkeiten der breiten Bevölkerung am politischen Prozess sind 
auf die Besetzung ihrer Repräsentanten in regelmässig wiederkehrenden, freien und fairen 
Wahlen beschränkt. Schumpeter, einer der Hauptvertreter der liberalen Demokratietheorie 
realistischer Prägung, fasst sie folgendermassen zusammen: „Die demokratische Methode ist 
diejenige Ordnung der Institutionen zur Erreichung politischer Entscheidungen, bei welcher 
Einzelne die Entscheidungsbefugnis vermittels eines Konkurrenzkampfs um die Stimmen des 
Volkes erwerben” (Schumpeter 1950: 428). Dieser mehrheitliche Ausschluss der Basis aus 
dem politischen Prozess hat damit zu tun, dass das liberale Modell vom Grundsatz des poli-
tisch schlecht informierten und desinteressierten sowie zur politischen Teilnahme unfähigen 
Bürgers ausgeht. Die Institution der regelmässig stattfindenden Wahlen gibt den Bürgern je-
doch die Gelegenheit, die politischen Eliten für ihr Handeln zur Rechenschaft zu ziehen. Denn 
wenn die Repräsentanten bei politischen Entscheidungen nicht auf die Bedürfnisse der Reprä-
sentierten Rücksicht nehmen, müssen sie befürchten, beim nächsten Urnengang aus dem Amt 
gewählt zu werden. Dies bedingt aber, dass effektiv ein Angebot an verschiedenen politischen 
Interessen besteht, aus denen die Eliten ausgewählt werden können (Bartolini 1999, 2000). 
Haben unzufriedene Bürger keine alternativen Wahlmöglichkeiten, dann bleibt der eben be-
Marc Bühlmann / Lisa Müller „Mitsprache oder Effizienz? OECD-Staaten im Vergleich”  
   
 5 
schriebene vertikale Kontrollmechanismus wirkungslos. Ein Ausweg aus der drohenden Krise 
in Demokratien sind gemäss dem liberalen Demokratiemodell deshalb Reformen, die auf eine 
Erhöhung des Wettbewerbs zwischen politischen Parteien und Kandidaten sowie der Offen-
heit gegenüber neuen Interessen bei Wahlen abzielen (Bartolini 1999, 2000).  
Um zu garantieren, dass sich die gewählten Repräsentanten an die demokratischen Spielre-
geln halten, müssen sie auch zwischen den Wahlen kontrolliert werden. Dies wird im libera-
len Demokratieverständnis durch horizontale Kontrollmechanismen sichergestellt. So sollen 
die verschiedenen demokratischen Gewalten möglichst unabhängig voneinander sein und sich 
gegenseitig überwachen (Merkel 2004; O’Donnell 2004). Um eine hohe demokratische Quali-
tät der Regierenden zu gewährleisten, streben Reformstrategien im Sinne der liberalen Demo-
kratietradition also auch eine Verbesserung der horizontalen Kontrolle an. Eine optimale 
Machtbalance zwischen Regierung und Opposition, eine Vielfalt an Entscheidungsinstanzen, 
eine unabhängige, nicht korrupte Verwaltung und die richterliche Überprüfung von politi-
schen Beschlüssen sind Bedingungen dafür (Altman und Pérez-Liñán 2002; Bellamy 1996; 
Fish 2006). 
Um einem potenziellen Machtmissbrauch bei den politischen Eliten vorzubeugen, wird im 
liberalen Demokratiemodell weiter der Primat des Rechtsstaats hoch gehalten. Die Verfas-
sung und die Gesetze stehen in einer Demokratie über allem und gelten gleichermassen für 
alle Mitglieder der politischen Gemeinschaft (Beetham 2004; Esquith 1999; Foweraker und 
Krznaric 2001; Rawls 1971). Entsprechend sind politische Bestrebungen zur Verbesserung 
der Gleichheit vor dem Gesetz bzw. die Erhöhung der Unparteilichkeit von Gerichten im Sin-
ne der liberalen Demokratietradition. Gleichzeitig gilt es, mit Hilfe von Reformen die Qualität 
des Rechtssystems zu steigern, bspw. durch die Stärkung der richterlichen Unabhängigkeit. 
Neben der Kontrolle der Regierenden ist zentral, dass diese im liberalen Demokratiemodell 
über ausreichende Handlungsautonomie verfügen, um demokratische Entscheidungen mög-
lichst rasch und problemlos umzusetzen und zu implementieren. Reformen, die also eine Er-
höhung der Effizienz von Demokratien bzw. des demokratischen Outputs herbeiführen, indem 
sie der Regierungsgewalt mehr Spielraum verschaffen, sind in der liberalen Demokratietheo-
rie anzustreben. Beispiele dafür wären die Beschränkung des Einflusses von illegitimen Veto-
spielern (Foweraker und Krznaric 2001; Merkel 2004) oder die Ausstattung der Regierung 
mit Ressourcen, die mehr Handlungsfreiheit zulassen, wie etwa starken Rückhalt in der Be-
völkerung (Almond und Verba 1963; Chanley et al. 2000; Knack 2000; Rudolph und Evans 
2005) und Regierungsstabilität (Harmel und Robertson 1986). 
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Das hier als Gegenstück zum liberalen Modell konzipierte radikale Modell der Demokratie 
(Cohen und Fung 2004; Held 2006; Warren 1996) vereint die Vorstellungen der partizipatori-
schen (Barber 1984; Pateman 1970) und der deliberativen Demokratietheorie (Fishkin 1991; 
Habermas 1992, 1999; Offe und Preuss 1991; Warren 1996) miteinander. Sein zentrales An-
liegen ist die „Beteiligung aller an möglichst vielen öffentlichen Angelegenheiten und die 
politische Partizipation als Weg zur Interessenfindung und Interessenäusserung, zum Interes-
senausgleich, zur Kommunikation, Verständigung und wechselseitigen Bildung sowie als 
Mittel zur Einigung unter den Abstimmungsberechtigten” (Schmidt 2000: 253). Demokratie 
dient in diesem Sinne der Selbstbestimmung und -entfaltung der Bürgerschaft (Barber 1984; 
O’Donnell und Schmitter 1986; Pateman 1970). Zudem wirkt die politische Einbeziehung der 
Wählerschaft auch stark integrativ auf die gesamte Gemeinschaft, da Bürgerinnen und Bürger 
gemeinsam einen gesellschaftlichen Konsens finden können. Dies wiederum erhöht die Legi-
timität des politischen Systems (vgl. Kriesi 2005: 5). Das radikale Modell zeichnet also ein 
weitaus optimistischeres Bild der Bürger als das liberale Demokratiemodell. Dies gründet 
teilweise in empirischen Erkenntnissen aus der Partizipationsforschung, die bei gewissen 
Wählersegmenten in westlichen Demokratien einen nicht gedeckten Bedarf an politischer 
Beteiligung feststellten. Dies machte sich in den 1960er Jahren durch die amerikanischen 
Bürgerrechts- und Anti-Vietnamkriegs-Bewegungen und durch die Studentenrevolten in ganz 
Europa sowie später auch durch die Umweltbewegung der 1980er Jahren bemerkbar (Dalton 
et al. 2003: 8; Putnam et al. 2000: 3f.; Schmidt 2000: 266). 
Aus all diesen Gründen fordern Vertreter der radikalen Theorie, dass die Partizipation durch 
entsprechende politische Reformen gefördert werden soll. Dies bedingt einerseits, dass mög-
lichst alle Gesellschaftsmitglieder mit den gleichen Partizipationsrechten ausgestattet und im 
demokratischen System repräsentiert sind, denn alle von einem politischen Entscheid betrof-
fenen Bewohnerinnen und Bewohner einer politischen Einheit sollen die Möglichkeit haben, 
diesen Entscheid aktiv mit zu gestalten. Um ein allfälliges Legitimationsdefizit zu beheben, 
müssen demokratische Staaten gemäss dem radikalen Demokratiemodell deshalb eine mög-
lichst grosse Inklusion bzw. Einbindung aller Gesellschaftsgruppen erreichen (Holden 2006; 
Urbinati und Warren 2008). 
Andererseits soll auch die effektive Partizipation gesteigert werden. Ziel ist dabei aber nicht 
nur ein möglichst hoher Grad an Partizipation, z.B. im Sinne von Wahlbeteiligung, sondern 
primär auch eine möglichst hohe Gleichheit der Partizipation. Reformbemühungen müssen 
also eine möglichst gleichmässige Mobilisierung aller Bevölkerungsschichten anstreben, nicht 
nur bei Wahlen, sondern auch bei alternativen Beteiligungsformen. Dem systematischen Aus-
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schluss von Wählergruppen aus dem politischen Prozess aufgrund soziodemographischer 
Merkmale, fehlenden Ressourcen oder mangelndem Zugang zu Informationen muss nach dem 
radikalen Modell Vorschub geleistet werden (Lijphart 1997; Verba 2003; Teorell 2006; Teo-
rell et al. 2007). 
Dazu gehört nicht nur der Zugang zu politischen Nachrichten, die via Massenmedien verbrei-
tet werden, sondern auch der Zugang zu Informationen, die direkt aus dem politischen System 
stammen. Der politische Prozess muss für alle Bürger gleich sichtbar sein, und jeder soll das 
Recht haben, Informationen vom Staat einzufordern. Entsprechend dem radikalen Modell 
müssen demokratische Reformen somit auch die Transparenz des politischen Systems erhö-
hen, bspw. durch die Bekämpfung von Korruption oder die Einführung von Informationsfrei-
heitsgesetzen (vgl. Banisar 2006; Islam 2006; Stiglitz 1999). 
Das deliberative Element der radikalen Demokratietheorie (Fishkin 1991; Habermas 1992, 
1999; Offe und Preuss 1991; Warren 1996) legt zudem ein grosses Gewicht auf den öffentli-
chen Diskurs. Dieser soll konsensorientiert und für alle Probleme, Präferenzen und Gesell-
schaftsmitglieder offen sein. Alle Bevölkerungsgruppen sollen die gleiche Chance haben, in 
der Öffentlichkeit Gehör zu finden. Dies erlaubt die Kommunikation zwischen den Bürgern 
und den Regierenden und befähigt oder zwingt letztere dazu, die Interessen ersterer wahrzu-
nehmen, in die politische Arena einzubringen und die Bürger so indirekt am politischen Ent-
scheidungsprozess teilhaben zu lassen. Entsprechend plädieren Vertreter des radikalen Mo-
dells für staatliche Interventionen zur Stärkung der öffentlichen Artikulationsfunktion, sei 
dies durch die Förderung der Vielfalt von Massenmedien, die als öffentliches Forum dienen, 
oder von zivilgesellschaftlichen Vereinigungen, in denen sich Bevölkerungsgruppen organi-
sieren können (Cohen und Fung 2004: 174; Galston 2000; Young 1999).  
Zusammenfassend lässt sich erwarten, dass Staaten, die stärker der liberalen Demokratietradi-
tion verhaftet sind, dem wachsenden Anpassungs- und Legitimationsdruck mit Reformen be-
gegnen, die den Wettbewerb, die horizontale Kontrolle, den Rechtsstaat und die effektive Re-
gierungsgewalt zu stärken vermögen. Ziel ist es, geeignete Eliten zu schaffen, die – unter 
ständiger gegenseitiger Überwachung und unter Einhaltung rechtsstaatlicher Rahmenbedin-
gungen – effizient und eigenständig agieren können und der Demokratie so zu einer grösseren 
Leistungsfähigkeit verhelfen.  
Staaten, die jedoch eher eine dem radikalen Modell entsprechende Strategie wählen, um sich 
an die veränderten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen anzupassen, bemühen sich um 
mehr politische Mitsprache für das Volk und damit eine egalitärere Verteilung der politischen 
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Macht, indem sie Inklusion und Partizipation sowie auch Transparenz und öffentliche Artiku-
lation fördern. 
 
3 Demokratiebarometer – ein Instrument zur Messung der 
Qualität etablierter Demokratien 
Die erörterten Elemente von Demokratie sowohl des liberalen als auch des radikalen Modells 
finden ihre Entsprechung im Konzept des Demokratiebarometers (Bühlmann et al. 2008a, b). 
Unsere Annahmen und Berechnungen lehnen sich denn auch stark an die konzeptionellen 
Überlegungen dieses neuen Instrumentes zur Messung der Qualität nationaler Demokratien 
an. Ausgangslage des Demokratiebarometers ist der Umstand, dass diese mit herkömmlichen 
Demokratiemassen nicht bestimmt werden kann. Bestehende Demokratieindizes erfassen die 
Komplexität des Phänomens ‚Demokratie’ nicht adäquat und differenziert genug, um feine 
Qualitätsunterschiede zwischen etablierten Demokratien sichtbar zu machen. Dies ist einer-
seits methodisch, andererseits aber vor allem konzeptionell bedingt (Munck und Verkuilen 
2002; Müller und Pickel 2007). Das Demokratiebarometer versucht, diese Defizite zu über-
winden.  
Im Gegensatz zu den meisten herkömmlichen Messungen beruht das Demokratiebarometer 
nicht auf einem rein liberal-minimalistischen Demokratieverständnis, sondern kombiniert 
dieses mit weiteren Demokratietraditionen, insbesondere der radikal-partizipatorischen, zu 
einem umfassenderen Demokratiekonzept. Ausgangspunkt bildet die Annahme, dass demo-
kratische Systeme eine optimale Balance zwischen den beiden Grundprinzipien ‚Freiheit’ und 
‚Gleichheit’ anstreben (Bühlmann et al. 2008b: 117). Zur Stabilisierung dieser Balance wird 
‚Kontrolle’ als drittes fundamentales Demokratieprinzip benötigt. Diese drei Prinzipien wer-
den systematisch und stufenweise auf konkretere Ebenen heruntergebrochen und ausdifferen-
ziert, so dass die am Ende daraus resultierenden Indikatoren konsequent auf die Ausgangs-
prinzipien zurückgeführt werden können. 
Die drei Prinzipien werden institutionell durch fünf sogenannte Teilregime repräsentiert, die 
auf dem Konzept der „embedded democracy“ (Merkel 2004) basieren. Nur wenn diese Teil-
regime sowie auch ihr Zusammenspiel gut funktionieren, können die Demokratieprinzipien 
gewährleistet werden. Dies bedingt jedoch, dass die Teilregimes neun demokratische Funkti-
onen erfüllen. Diese Funktionen sind im Demokratiebarometer von zentraler Bedeutung. Um 
deren effektiven Erfüllungsgrad zu evaluieren, wurden für jede Funktion zwei Komponenten 
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bestimmt, die sich wiederum in mehrere Sub-Komponenten aufteilen lassen. Von diesen Sub-
Komponenten sind schliesslich die konkreten Variablen und Indikatoren hergeleitet. Abbil-
dung 1 zeigt schematisch das konzeptionelle Gerüst des Demokratiebarometers bis hin zu den 
demokratischen Funktionen in Form eines Konzeptbaums. Nicht abgebildet sind die Teilre-
gimes, welche vor allem der Herleitung der Funktionen aus den Prinzipien dienen. 
Abbildung 1: Demokratiebarometer-Konzeptbaum (Ausschnitt) 
 
 
Nachfolgend werden die neun Funktionen sowie ihre empirische Umsetzung kurz diskutiert. 
Im Anhang findet sich zudem ein grober, englischer Überblick über alle Indikatoren. 
Die Garantie und Effektivität von individuellen Freiheiten ist in Demokratien eine wichtige 
Voraussetzung für die demokratische Selbst- und Mitbestimmung der Bürger. Dazu gehört 
einerseits die Respektierung dieser Freiheiten durch die Staatsgewalt und andererseits die Ak-
zeptanz der Gültigkeit dieser Freiheiten unter den Bürgern selber. Die erste Komponente wird 
durch zwei Sub-Komponenten umgesetzt. Diese messen sowohl Verstösse gegen die indivi-
duellen Freiheitsrechte der Bürger durch den Staat, bspw. politischer Terror, Folter oder die 
Existenz und Anwendung der Todesstrafe, als auch das Vorhandensein von Verfassungsarti-
keln zu Menschenrechten. Die zweite Komponente besteht ebenfalls aus zwei Sub-
Komponenten, welche erstens mit einem Indikator zur Mordrate die gegenseitige Anerken-
nung von individuellen Freiheiten unter den Bürgern erfasst und zweitens mit zwei Indikato-
ren zur Verbreitung gewalttätiger politischer Partizipation und abweichenden Verhaltens die 
allgemeine politische Gewaltbereitschaft in der Bevölkerung nachzeichnet. 
Gleichsam muss in Demokratien die Rechtsstaatlichkeit gewährleistet sein. Dies bedeutet ers-
tens, dass alle Bürger eines Staates vor dem Gesetz gleich sind und gleich behandelt werden 
sollen. Dieser Aspekt wird wiederum mit Hilfe von zwei Sub-Komponenten untersucht. Wäh-
Demokratiequalität 
























Funktionen Funktionen Funktionen 
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rend die eine die Existenz von Verfassungsartikeln zur Garantierung der Unparteilichkeit von 
Gerichten beinhaltet, geht es bei der anderen um die Einschätzung der effektiven richterlichen 
Objektivität und der gesetzlichen Gleichbehandlung von Minderheiten. Zweitens ist ein star-
ker und gut funktionierender Rechtsstaat nur dann möglich, wenn das Rechtssystem über eine 
hohe Qualität verfügt. Diese Komponente setzt sich aus drei Sub-Komponenten zusammen. 
Wiederum wird erfasst, wie stark einerseits die Unabhängigkeit der Judikative verfassungs-
rechtlich verankert ist, und wie hoch andererseits die effektive Unabhängigkeit der Gerichte in 
Umfragen und Berichten eingestuft wird. Schliesslich werden auch das allgemeine Vertrauen 
in die ordentliche Amtsführung im Justiz- und Polizeiwesen als Indizien für die Qualität des 
Rechtssystems verwendet. 
Die Funktion ‚öffentliche Artikulation’ umfasst die Vitalität der Zivilgesellschaft und der Öf-
fentlichkeit. Sie besteht aus den zwei Komponenten ‚Vereinigungsfreiheit’ und ’Meinungs-
freiheit’. Erstere enthält Indikatoren zur Anzahl Mitgliedschaften in Gewerkschaften und Be-
rufsverbänden einerseits sowie Umweltverbänden, Menschen- und Frauenrechtsorganisatio-
nen andererseits. Die zweite Komponente beschäftigt sich mit der Vielfalt des Mediensys-
tems. Dies wird erstens mit Indikatoren zur effektiven Medienfreiheit umgesetzt. Zweitens 
wird die Breite des Medienangebots durch die Anzahl Zeitungstitel pro Kopf und die Höhe 
des Zeitungsimports erfasst. Schliesslich wird mit Hilfe von Indikatoren zur ideologischen 
Ausgewogenheit der Presse sowie dem Anteil gesinnungsneutraler Zeitungen an der Gesamt-
auflage eines Landes die politische Neutralität des Pressesystems gemessen. 
Inklusion bedeutet, dass möglichst alle zu einer politischen Einheit Gehörenden politische 
Mitsprache geniessen und im politischen System vertreten sein sollten. Diese Funktion hat 
drei Komponenten: aktives und passives Wahlrecht sowie Verzerrtheit der parlamentarischen 
Repräsentation. Beim aktiven Wahlrecht wird mit einer Sub-Komponente gemessen, wie stark 
das allgemeine und gleiche aktive Wahlrecht eingeschränkt ist und wie stark Minderheiten 
politisch diskriminiert sind. Analog wird beim passiven Wahlrecht einerseits erfasst, welche 
Einschränkungen des allgemeinen passiven Wahlrechts und welche Quotenregelungen für die 
parlamentarische Repräsentation von Frauen bestehen. Andererseits ist das passive Wahlrecht 
durch den effektiven Frauenanteil im Parlament sowie den effektiven Zugang zu Ämtern für 
Minderheiten operationalisiert. Die letzte Komponente misst die Übereinstimmung der Ver-
teilungen von Wählerstimmen und Parlamentssitzen unter den Parteien sowie substanzielle 
Repräsentation in Form von Issue-Kongruenz. 
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Partizipation trägt zur Erhöhung der Demokratiequalität bei, wenn das aktive Wahlrecht ei-
nerseits möglichst gleichmässig und andererseits möglichst umfassend genutzt wird. Entspre-
chend geht es bei der ersten Komponente und ihren drei Sub-Komponenten um die Gleichheit 
der Partizipation. Berechnet wird die repräsentative Teilnahme der Bevölkerung hinsichtlich 
Bildung, Einkommen, Geschlecht und Alter erstens bei Wahlen und zweitens bei alternativen 
Partizipationsformen. Drittens wird der Zugang zu Massenmedien durch die Anzahl Zei-
tungsexemplare pro Kopf sowie die Verbreitung von Fernseh- und Radiogeräten und Internet-
anschlüssen gemessen. Die zweite Komponente erfasst die Höhe der Beteiligung sowohl bei 
Wahlen als auch bei Petitionen und Demonstrationen. 
Transparenz bedingt einerseits ein korruptionsfreies politisches System sowie einen in der 
Öffentlichkeit gut sichtbaren politischen Prozess. Ersteres wird durch zwei Korruptionsindi-
zes operationalisiert. Die zweite Komponente, die Sichtbarkeit des politischen Prozesses, 
kann einerseits durch die Existenz und Effektivität von umfassenden Informationsfreiheitsge-
setzen gewährleistet werden. Andererseits wird eine Einschätzung zur Transparenz der Regie-
rungspolitik verwendet. 
Vertikale Kontrolle ist wirksam, wenn in Wahlkämpfen ein möglichst grosser Wettbewerb 
herrscht. Diese Funktion setzt sich aus den beiden Komponenten ‚Umstrittenheit’ und ’Offen-
heit’ zusammen. Umstrittenheit bemisst sich am Anteil Wählerstimmen bzw. Parlamentssitze 
für die stärkste Partei sowie an der Differenz des Wähler- bzw. Sitzanteils zwischen den bei-
den stärksten Parteien. Offenheit erfasst einerseits die Höhe der Wahlhürden, also der zum 
Einzug ins Parlament benötigte Anteil Wählerstimmen. Andererseits wird der Grad an admi-
nistrativen Hürden gemessen, die Parteien oder Kandidaten überwinden müssen, um sich ü-
berhaupt zur Wahl stellen zu dürfen. 
Eine effektive horizontale Kontrolle bedingt ‚checks and balances’ und die Wirksamkeit 
rechtsstaatlicher Rahmenbedingungen. Die Komponente ‚checks and balances’ umschreibt 
den Machtausgleich zwischen den demokratischen Gewalten und unterteilt sich in zwei Sub-
Komponenten. Die eine erfasst Institutionen, die gegenseitige Kontrolle garantieren. Gemes-
sen werden die Anzahl Möglichkeiten für die Bevölkerung, sich direkt am politischen Ent-
scheidungsprozess zu beteiligen und die Anzahl Vetospieler. Die andere Sub-Komponente 
misst die effektive Stärke des Parlaments durch die Balance zwischen Regierung und Opposi-
tion im Parlament sowie den Anteil Parlamentssitze für die Opposition. Die zweite Kompo-
nente dieser Funktion hat ebenfalls zwei Sub-Komponenten. Diese decken einerseits die Exis-
tenz von Verfassungsartikeln zum Widerruf von politischen Entscheidungen durch die Judika-
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tive sowie andererseits Einschätzungen zur politischen Unabhängigkeit der öffentlichen Ver-
waltung ab. 
Effektive demokratische Regierungsgewalt schliesslich umfasst zwei Komponenten. Im Zent-
rum stehen dabei sowohl ein hohes Mass an Uneingeschränktheit der Regierenden sowie Res-
sourcen zur Regierungsausübung. Ersteres wird mittels drei Sub-Komponenten operationali-
siert. Erstens messen zwei Indikatoren die Einmischung des Militärs bzw. des Klerus in Re-
gierungsangelegenheiten und damit den Einfluss von unlegitimierten Vetokräften. Zweitens 
wird der Grad an politischer Gewalt gegen das Regime über die Anzahl politisch motivierter 
Attentate, Guerillaaktivitäten und Putschs erhoben. Drittens geben Indikatoren zur Anzahl 
gegen die Regierung gerichteter Demonstrationen und Streiks Einblick in das Ausmass des 
öffentlichen Unmuts über die Staatsführung, welcher sich im aktiven Widerstand äussert. Die 
zweite Komponente erfasst jeweils mit zwei Indikatoren die Stabilität der Regierung einer-
seits und die Höhe des Vertrauens in und der Unterstützung für die Regierung in der Bevölke-
rung andererseits. Beim letzteren Aspekt handelt es sich um ein passives Element. Er wird 
deshalb im Gegensatz zu Demonstrationen und Streiks zu den Ressourcen für die Regierung 
gezählt. 
Den Ausführungen in Kapitel 2 entsprechend, werden wir uns für den vorliegenden Artikel 
auf acht der neun Funktionen konzentrieren. Um die Reformbestrebungen von Demokratien 
in Richtung des liberalen Demokratiemodells zu verfolgen, stützen wir uns auf die vier Funk-
tionen ‚Wettbewerb’, ‚horizontale Gewaltenkontrolle’, ‚Rechtsstaat’ und ‚Regierungsgewalt’. 
Um Reformstrategien im Sinne der radikalen Demokratietradition zu erfassen, verwenden wir 
die vier Funktionen ‚Inklusion’, ‚Partizipation’, ‚Transparenz’ und ‚öffentliche Artikulation’. 
Individuelle Freiheiten werden von beiden Demokratietheorien gleichermassen hoch gehalten. 
Diese Funktion wird deshalb im Folgenden nicht berücksichtigt. 
Alle im Demokratiebarometer verwendeten Indikatoren werden gemäss dem ‚best practice’-
Prinzip auf eine Skala von 0 bis 100 standardisiert. Dies bedeutet, dass das Land mit dem 
höchsten Wert im Jahr 2000 die Zahl 100 erhält, das Land mit dem schlechtesten Wert im 
Jahr 2000 dagegen die Zahl 0.3 Die Zahlen für alle anderen Länder und Jahre werden entspre-
chend angepasst. Die Werte für die Sub-Komponenten werden mit Hilfe von Faktorenanaly-
sen der jeweiligen Indikatoren ermittelt. Für alle weiteren Aggregierungsschritte ( Kompo-
nenten  Funktionen  Prinzipien  Demokratiequalität) werden Mittelwerte berechnet, 
                                                 
3
 Diese Prozedur beruht jedoch nur auf 25 der 30 OECD-Staaten. Die Ausreisser Griechenland, Mexiko, die 
Slowakische Republik, Südkorea und die Türkei werden dabei nicht berücksichtigt. 
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wobei die Werte jeweils vor der Weiteraggregierung gemäss obigem Verfahren standardisiert 
werden. 
Das Demokratiebarometer umfasst nach jetzigem Stand jährliche Daten für alle 30 OECD-
Staaten4 von 1990 bis 2005.5 Die folgenden Analysen beruhen auf diesem Ländersample. 
 
4 Wie begegnen Nationalstaaten demokratischen Heraus-
forderungen? 
Auf der konzeptionellen und empirischen Basis des Demokratiebarometers gehen wir in den 
nachfolgenden Analysen insbesondere zwei Fragen nach:  
Erstens interessiert uns, ob sich Staaten den Herausforderungen stellen, denen sie ausgeliefert 
sind. Mit anderen Worten: Ergreifen Demokratien Reformen in der Weise, dass ihre demokra-
tischen Funktionen besser erfüllt werden? Zur Beantwortung dieser Frage behaupten wir, dass 
eine Zunahme einzelner Funktionen bzw. der gesamten Demokratiequalität in einem Land 
zumindest ein Indiz für erfolgreiche Reformen darstellt. Mit dem Demokratiebarometer mes-
sen wir also Reformen nicht direkt, sondern gehen davon aus, dass eine Steigerung des Erfül-
lungsgrades einer Funktion einen erfolgreichen Eingriff nachzeichnet – unbesehen, ob dieser 
durch politische und/oder gesellschaftliche Kräfte getrieben, und ob er geplant oder ungeplant 
ist.  
Zweitens wollen wir – angelehnt an zwei idealtypische Demokratiemodelle – herausfinden, ob 
es spezifische Reformstrategien gibt. Wird dem durch verschiedene gesellschaftliche und po-
litische Veränderungen verursachten Legitimitätsdefizit eher mit einer Verbesserung und ei-
nem Ausbau der politischen Mitsprache der Bürgerinnen und Bürger begegnet oder wird ver-
sucht, Entscheidprozesse von Eliten effizienter zu gestalten und gleichzeitig mittels verstärk-
ter Kontrolle die Verselbständigung politischer Macht zu beschränken? Mit anderen Worten: 
Stützen sich Demokratien in ihren Reformbestrebungen eher auf das radikale oder eher auf 
das liberale Demokratiemodell? Auch hier messen wir Reformen indirekt mit Hilfe der Ver-
änderungen der Funktionswerte. Wir aggregieren die jeweils vier Funktionen aus dem Demo-
kratiebarometer, die als eher liberal (Wettbewerb, horizontale Gewaltenkontrolle, Rechtsstaat, 
                                                 
4
 Australien, Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Grossbritannien, Irland, 
Island, Italien, Japan, Kanada, Luxemburg, Mexiko, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich, Polen, 
Portugal, Slowakische Republik, Spanien, Schweden, Schweiz, Südkorea, Türkei, Tschechische Republik, Un-
garn und USA. 
5
 Die Datenerhebung für 40 weitere Demokratien sowie die jährliche Aktualisierung der Daten sind in Gang. 
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Regierungsgewalt) oder als eher radikal (Partizipation, Inklusion, Transparenz, öffentliche 
Artikulation) herausgearbeitet wurden und ordnen die Staaten aufgrund der longitudinalen 
Veränderungen in diesen aggregierten Werten dem liberalen oder dem radikalen Reformtypus 
zu. Wir berücksichtigen dabei in einem zusätzlichen Schritt das jeweilige Ausgangsniveau 
eines Landes. Wir erwarten, dass Länder, die zu Beginn der Untersuchungsperiode eher tiefe 
Werte hinsichtlich radikaler und oder liberaler Funktionen aufweisen, stärkere Reformen 
durchführen als Länder, die sich bereits 1990 auf einem vergleichsweise hohen Niveau befin-
den.  
4.1 Die Reformtätigkeit etablierter Demokratien 
Hinsichtlich der allgemeinen Reformtätigkeit etablierter Demokratien zeichnen unsere Analy-
sen ein relativ optimistisches Bild. Mit wenigen Ausnahmen nahm die Demokratiequalität in 
allen hier untersuchten Staaten zwischen 1990 und 2005 zu, teilweise sogar relativ stark. Na-
türlich bedeutet dies nicht, dass die OECD-Demokratien den Herausforderungen in adäquater 
Weise begegnen. Der positive Trend zeigt aber zumindest, dass Veränderungen in eine Rich-
tung stattfinden, welche den Erfüllungsgrad der meisten Funktionen zu steigern vermögen. 
Abbildung 2 zeigt, dass sich die Demokratiequalität zwischen 1990 und 2005 über alle 30 
Länder hinweg tendenziell verbessert hat.  














Liberal: Mittelwert der Funktionen ‚Wettbewerb’, ‚horizontale Gewaltenkontrolle’, ‚Rechtsstaat’ und 
‚Regierungsgewalt’ über alle Länder pro Jahr. Radikal: Mittelwert der Funktionen ‚Inklusion’, ‚Parti-
zipation’, ‚Transparenz’ und ‚öffentliche Artikulation’ über alle Länder pro Jahr. Qualität: Mittelwert 
aller Funktionen (inklusive ‚individuelle Freiheiten’) über alle Länder pro Jahr.  
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Freilich bedeutet eine Zunahme an Demokratiequalität nicht, dass alle Anforderungen an eine 
‚gute’ Demokratie erfüllt werden. Wir können aber festhalten, dass Reformen im Sinne von 
geplanten oder ungeplanten, gesellschaftlich oder politisch evozierten Veränderungen in der 
Weise stattfinden, dass Demokratiequalität gesteigert und nicht geschmälert wird. Das ver-
breitete Lamento einer zunehmenden Demokratiekrise (Crozier et al. 1975; Pharr und Putnam 
2000) kann hier also nicht bestätigt werden. Zumindest zwischen 1990 und 2005 hat sich 
Demokratie in der OECD-Welt insgesamt verbessert. Ausnahmen bilden einzig Deutschland, 
Frankreich, Italien und Norwegen. In diesen Ländern nahm die Qualität der Demokratie zwi-
schen 1990 und 2005 insgesamt ab. 
Abbildung 2 ist weiter zu entnehmen, dass diese positiven Veränderungen auf beide Reform-
arten zurückzuführen sind. Es sind sowohl ein Ausbau der politischen Mitsprache für die 
Bürger, wie er vom radikalen Demokratiemodell gefordert wird, als auch die Etablierung effi-
zienterer und kontrollierterer Entscheidorganisationen, wie sie das liberale Demokratiemodell 
vorsieht, zu beobachten. In allen OECD-Staaten ausser Deutschland, Italien und Mexiko er-
höhten sich im Schnitt über alle Länder hinweg die aggregierten Erfüllungsgrade der Funktio-
nen, die entweder dem radikalen oder dem liberalen Modell zugeordnet werden. Mit anderen 
Worten wurden entweder liberale oder radikale Reformen oder sogar beides durchgeführt.  
Abbildung 2 gibt also insgesamt Anlass zu Optimismus: Etablierte Demokratien scheinen sich 
den veränderten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen durch einen Ausbau zentraler demo-
kratischer Funktionen zu stellen. Freilich lassen sich aber zwischen den Ländern zahlreiche 
Unterschiede finden. Wir erörtern deshalb in der Folge die Differenzen zwischen den Demo-
kratien hinsichtlich der Veränderungsgrade der Funktionswerte.  
4.2 Die Reformstrategien etablierter Demokratien 
Um die Frage nach den Ursachen der positiven Entwicklung bzw. der Art der Reformen zu 
beantworten, fassen wir jeweils vier Funktionen des Demokratiebarometers zusammen. Staa-
ten, bei denen der mittlere Erfüllungsgrad der Funktionen ‚Wettbewerb’, ‚horizontale Gewal-
tenkontrolle’, ‚Rechtsstaat’ und ‚Regierungsgewalt’ über die Zeit zunimmt, dürften eine eher 
liberale Reformstrategie verfolgen. Demokratien, die hingegen eine Zunahme im mittleren 
Erfüllungsgrad der Funktionen ‚Partizipation’, ‚Inklusion’, ‚Transparenz’ und ‚öffentliche 
Artikulation’ aufweisen, werden hier als eher radikale Reformer betrachtet. In der nachfol-
genden Tabelle 1 werden die Staaten aufgrund der mittleren Veränderung bezüglich der je-
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weiligen vier Funktionen zwischen 1990 und 2005 am Median unterteilt. Dies ergibt vier 
Gruppen von Ländern (vgl. Tabelle 1).  
Tabelle 1: Liberale und radikale Reformstrategien (Länder unterteilt am Median der mittle-
ren Veränderung der aggregierten Funktionen) 
  Radikale Reformtätigkeit 
  Stark  Schwach (oder keine)  
Stark AUT, CAN, FIN, NZL, SVK, KOR, GBR 
AUS, CZE, DNK, GRC, 
HUN, JPN, TUR, (PRT)a) Liberale Reform-
tätigkeit Schwach  
(oder keine) 
ISL, NLD, POL, ESP, 
CHE, (BEL, LUX, SWE)b) 
USA, (NOR, FRA, IRL)b) 
(DEU, ITA, MEX) c) 
Liberale Reformtätigkeit: Schnitt aus den mittleren Veränderungen der Erfüllungsgrade der Funktio-
nen ‚Wettbewerb’, ‚horizontale Gewaltenkontrolle’, ‚Rechtsstaat’, ‚Regierungsgewalt’; Radikal: 
Schnitt aus den mittleren Veränderungen der Erfüllungsgrade der Funktionen ‚Inklusion’, ‚Partizipati-
on’, ‚Transparenz’, ‚öffentliche Artikulation’; in Klammern: a) Länder, bei denen die Werte der radi-
kalen Funktionen im Schnitt über die Zeit abnehmen; b) Länder, bei denen die Werte der liberalen 
Funktionen im Schnitt über die Zeit abnehmen; c) Länder, bei denen die Werte der radikalen und der 
liberalen Funktionen im Schnitt über die Zeit abnehmen 
 
Tabelle 1 macht deutlich, dass es offenbar möglich ist, beide Reformarten gleichzeitig voran-
zutreiben. Nicht Mitsprache oder Effizienz scheint also hier die Ausgangsfrage zu sein, son-
dern vielmehr: in welcher Weise lassen sich gleichzeitig Postulate eines radikalen und eines 
liberalen Reformmodells durchsetzen? Augenscheinlich gelingt dieser Spagat der Mehrheit 
der hier untersuchten Demokratien. In zwei Dritteln der OECD-Staaten ist der Erfüllungsgrad 
zwischen 1990 und 2005 sowohl bei den Funktionen, die dem radikalen Modell, als auch bei 
den Funktionen, die dem liberalen Modell zugeordnet werden, gewachsen. Während einzig 
Portugal eine rein liberale Reformstrategie verfolgt zu haben scheint, haben in Belgien, 
Frankreich, Irland, Luxemburg, Norwegen und Schweden nur die aggregierten Werte der ra-
dikalen Funktionen zugenommen. In der unteren Zelle rechts finden sich neben Mexiko auch 
zwei der drei Länder, deren Demokratiequalität über die Zeit zurückgegangen ist. Sowohl die 
liberalen wie auch die radikalen Funktionen weisen 2005 in Deutschland, Italien und Mexiko 
einen geringeren Erfüllungsgrad auf als 1990, und auch die jährliche Veränderung der Demo-
kratiequalität ist in diesen Ländern im Schnitt negativ.6 
                                                 
6
 Hier zeigen sich bereits die Vorzüge des Demokratiebarometers, mit dem sich die Komplexität des Phänomens 
‚Demokratie’ besser messen lässt als mit allen bisherigen Demokratiemassen: Werden alle Funktionen zu ‚De-
mokratiequalität’ aggregiert, ergibt sich ein leicht anderes Bild, als wenn die ‚liberalen’ und die ‚radikalen’ 
Funktionen getrennt zusammengefasst werden: sowohl Norwegen als auch Frankreich verzeichnen insgesamt 
einen leichten Rückgang in der Demokratiequalität, der sich in der Summe aufgrund eines starken Rückgangs 
der Erfüllungsgrade der liberalen Funktionen ergibt. Nichts desto trotz zeigen beide Länder eine Zunahme des 
Erfüllungsgrades radikaler Funktionen.  
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Darüber hinaus scheinen sich – mit Ausnahme der drei Länder, die keinerlei Reformbestre-
bungen zeigen und mit Ausnahme von Portugal – alle etablierten Demokratien für mehr Mit-
sprache für die Bürger im Sinne der partizipatorisch-radikalen Idee von Demokratie zu ent-
scheiden. 
Allerdings variiert die Stärke der vorgenommenen Reformen zwischen den Ländern erheb-
lich. Die Länder im ersten Quadranten (AUT, CAN, FIN, NZL, SVK, KOR, GBR) zeichnen 
sich dadurch aus, dass sie im Untersuchungszeitraum gleichzeitig sowohl einen starken Zu-
wachs der aggregierten radikalen wie auch der aggregierten liberalen Funktionen aufweisen. 
Es handelt sich dabei um eine recht heterogene Gruppe von Staaten. So finden sich unter die-
sen Vorzeigeländern mit der Slowakischen Republik und Südkorea zwei junge Demokratien, 
die augenscheinlich eine starke Demokratisierung vorangetrieben haben. Aber auch Finnland, 
das sich bezüglich seiner Demokratiequalität schon 1990 in der Spitzengruppe findet, weist 
starke Reformtätigkeiten in beiden Bereichen auf. Kanada und Österreich verzeichnen als 
zwei der wenigen Länder eine Zunahme bei allen acht liberalen und radikalen Funktionen. 
Die starke Zunahme in Neuseeland ist auf die Wahlrechtsreform von 1996 zurückzuführen, 
die insbesondere die Erfüllungsgrade der Funktionswerte ‚Wettbewerb’, ‚Inklusion’ und ‚ho-
rizontale Gewaltenkontrolle’ stark gesteigert hat.7  














Liberal: Schnitt aus den Erfüllungsgraden der Funktionen ‚Wettbewerb’, ‚horizontale Gewaltenkon-
trolle’, ‚Rechtsstaat’, ‚Regierungsgewalt’; Radikal: Schnitt aus den Erfüllungsgraden der Funktionen 
‚Inklusion’, ‚Partizipation’, ‚Transparenz’, ‚öffentliche Artikulation’. 
 
Grossbritannien schliesslich ist ein Beispiel dafür, dass Veränderungen der Demokratiequali-
tät und der unterschiedlichen Betonung von liberalen und radikalen Reformen auch mit Re-
                                                 
7
 Dabei ist es wichtig zu wissen, dass die Indikatoren des Demokratiebarometers diese Veränderungen indirekt 
erfassen (die Art des Wahlsystems ist also kein Indikator).  
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gierungswechseln zusammenhängen (vgl. Abbildung 3).8 Die mit der Regierung Blair ab 
1997 verstärkte Einbindung von Frauen im Parlament, verbunden mit einer etwas geringeren 
Verzerrung hinsichtlich Sitzverteilung und Interessenrepräsentation auf der einen sowie eine 
grössere Regierungsstabilität auf der anderen Seite erklären die positiven Veränderungen in 
beiden Reformarten.  
 
Sechs der acht Länder im zweiten Quadranten (ISL, NLD, CHE, BEL, LUX, SWE) können 
eher den Konsensus- und Konkordanzdemokratien zugeordnet werden (Schmidt 2000). Typi-
sche Merkmale dieses Demokratietypus sind grosse Koalitionen, Proportionalität und seg-
mentale Autonomie sowie eine eher geringe Bevölkerungsgrösse (Bogaards 1998). Diese 
Merkmale scheinen – zumindest im Untersuchungszeitraum – einen besseren Nährboden für 
radikale als für liberale Reformen zu bieten. Spanien und Polen, die beiden weiteren Länder 
in diesem Quadranten, passen weniger gut in dieses Bild. Die vorwiegend radikalen Reformen 
dieser beiden Länder bewegen sich denn auch auf weit tieferem Niveau. Diese beiden Länder 
unterscheiden sich zudem auch stark in den Ursachen der radikalen Reformen. Während in 
Spanien die zunehmend gleiche elektorale Partizipation, die leicht steigende Wahlbeteiligung 
und die stark zunehmende Nutzung alternativer Partizipationsformen sowie die Einführung 
von Informationsfreiheitsgesetzen die Erfüllungsgrade der Funktionen ‚Partizipation’ und 
‚Transparenz’ steigern, erhöhen sich in Polen die Werte der Funktionen ‚öffentliche Artikula-
tion’ und ‚Inklusion’. 
 
Im dritten Quadranten (AUS, CZE, DNK, GRC, HUN, JPN, TUR, PRT) finden sich über-
wiegend eher junge Demokratien. Anscheinend müssen die Tschechische Republik, Grie-
chenland, Ungarn, die Türkei und Portugal zuerst liberale Standards erreichen, bevor der 
Ausbau radikaler Funktionen in Angriff genommen werden kann (vgl. das Beispiel Tschechi-
sche Republik in Abbildung 4). Im Gegensatz zu den Ländern im zweiten Quadranten, wer-
den die drei weiteren Länder in dieser Gruppe – Australien, Dänemark und Japan – nicht den 
Konkordanz-, sondern den Konkurrenzdemokratien zugeordnet. Dies könnte ein Grund für 
die deutlich liberale Reformstrategie sein. 
 
                                                 
8
 Dies ist umso bemerkenswerter, wenn berücksichtigt wird, dass die parteiliche Zusammensetzung der Regie-
rung und des Parlaments explizit nicht in das Messinstrument eingebaut wurden. 
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Liberal: Schnitt aus den Erfüllungsgraden der Funktionen ‚Wettbewerb’, ‚horizontale Gewaltenkon-
trolle’, ‚Rechtsstaat’, ‚Regierungsgewalt’; Radikal: Schnitt aus den Erfüllungsgraden der Funktionen 
‚Inklusion’, ‚Partizipation’, ‚Transparenz’, ‚öffentliche Artikulation’; 
 
Im vierten Quadranten schliesslich finden sich jene Länder, die im Untersuchungszeitraum 
nur sehr geringe Reformtätigkeiten aufweisen (USA, NOR, FRA, IRL) oder sogar einen mitt-
leren Rückgang der Erfüllungsgrade sowohl der liberalen wie auch der radikalen Funktionen 
zeigen (DEU, ITA, MEX). Aufgrund der Tatsache, dass alle anderen OECD-Länder teilweise 
starke Reformen durchgeführt haben, fallen die Länder in dieser Gruppe der reformuntätigen 
Staaten in der Rangierung hinsichtlich ihrer Demokratiequalität zwischen 1990 und 2005 
teilweise massiv zurück (vgl. Tabelle 2). So finden sich etwa Italien und Frankreich 2005 zu-
sammen mit Mexiko auf den hintersten Rängen. Nur die Türkei, die jedoch relativ starke libe-
rale Reformen durchgeführt hat, weist eine noch schlechtere Demokratiequalität auf als diese 
drei Länder.  
Tabelle 2: Länder, die keine Reformen durchgeführt haben (geordnet nach Stärke des sum-
mierten mittleren Rückgangs) 
 Liberal Radikal DQ-Rang 
 1990 2005 Dif. DDif. 1990 2005 Dif. DDif. 1990 2005 
Italien 25.94 17.92 -8.02 -0.53 35.72 21.97 -13.75 -0.92 22 28 
Frankreich 30.33 19.58 -10.75 -0.72 33.39 33.54 0.16 0.01 19 27 
Mexiko 9.18 9.16 -0.02 0.00 15.48 5.71 -9.77 -0.65 28 29 
Deutschland 46.79 43.30 -3.49 -0.23 56.28 51.81 -4.48 -0.30 9 15 
Norwegen 64.49 56.13 -8.36 -0.56 70.49 75.41 4.92 0.33 4 8 
Irland 57.21 52.29 -4.92 -0.33 41.47 47.54 6.06 0.40 13 14 
USA 39.54 40.05 0.51 0.03 53.49 58.44 4.95 0.33 16 19 
Liberal: Schnitt aus den Erfüllungsgraden der Funktionen ‚Wettbewerb’, ‚horizontale Gewaltenkon-
trolle’, ‚Rechtsstaat’, ‚Regierungsgewalt’; Radikal: Schnitt aus den Erfüllungsgraden der Funktionen 
‚Inklusion’, ‚Partizipation’, ‚Transparenz’, ‚öffentliche Artikulation’; 1990: Wert im Jahr 1990; 2005: 
Wert im Jahr 2005; Dif.: Differenz zwischen 2005 und 1990; DDif.: durchschnittliche jährliche Ver-
änderung von 1990 bis 2005. DQ-Rang: OECD-Rangierung (Total 30 Länder).  
3-Länder-Tagung „Die Verfassung der Demokratien”   Workshop 2 „Weniger Demokratie wagen?” 
   
 20 
Auch Deutschland fällt vom vorderen Drittel ins Mittelfeld zurück. Dies ist auf eine Abnahme 
der Funktionen ‚Transparenz’, ‚öffentliche Artikulation’ auf radikaler sowie ‚horizontale Ge-
waltenkontrolle’ und ‚Regierungsgewalt’ auf liberaler Seite zurückzuführen.  
Vergleichsweise geringe Rückgänge in der Demokratiequalität weisen schliesslich Norwegen 
und Irland auf. Hier nehmen insbesondere die mittleren Erfüllungsgrade der liberalen Funkti-
onen ab. Die USA wiederum zeichnet sich als einziges Land in dieser Gruppe durch eine Zu-
nahme beider Reformarten aus. Diese fällt aber – insbesondere für die liberalen Funktionen – 
nur sehr gering aus. 
4.3 Reformpotenziale und deren Nutzung 
Die im vorhergehenden Abschnitt diskutierten Analysen hinsichtlich der gewählten Reform-
strategien und deren Umfangs beruhen auf länderspezifischen Unterschieden im Verände-
rungsgrad der Funktionswerte. Aufgrund der gezeigten Veränderungen und deren Interpreta-
tionen kann aber vermutet werden, dass Art und Umfang der Reformen auch vom jeweiligen 
Ausgangniveau der Funktionswerte abhängen. Ein Land, das 1990 bereits eine hohe Demo-
kratiequalität aufweist, dürfte etwa nur wenig unter Reformdruck stehen. Länder mit geringen 
aggregierten radikalen oder liberalen Erfüllungsgraden verfügen hingegen über ein hohes ent-
sprechendes Reformpotenzial. Diese Länder müssten – so kann vermutet werden – eigentlich 
deutlichere Reformen durchführen. In der Folge soll überprüft werden, ob und in welchem 
Umfang die OECD-Länder ihr Reformpotenzial ausschöpfen. Wir teilen hierfür die 30 Länder 
wiederum in eine Vierfelder-Tabelle ein. Wiederum wird der Median als Unterteilungskriteri-
um gewählt (vgl. Tabelle 3). Die Länder mit hohen Werten der aggregierten liberalen Funkti-
onen im Jahr 1990 finden sich in der linken Spalte und Länder mit hohen Werten der aggre-
gierten radikalen Funktionen im Jahr 1990 besetzen die obere Zeile.  
Bei der Betrachtung von Tabelle 3 fällt auf, dass ein hoher Zusammenhang zwischen radika-
len und liberalen Werten besteht. Ein Land, das sich 1990 auf einem hohen liberalen Niveau 
befindet, zeigt auch hohe Erfüllungsgrade der aggregierten radikalen Funktionen und umge-
kehrt.9 Nur vier Länder verhindern die perfekte Besetzung der Diagonalen in der Vierfelder-
Tabelle: Österreich und Neuseeland weisen entsprechend ein liberales und Ungarn und Irland 
ein radikales Reformpotenzial auf. Während der Reformdruck in den Ländern im ersten 
Quadranten (CHE, AUS, USA, BEL, DEU, LUX, CAN, FIN, NLD, ISL, NOR, DNK, SWE) 
1990 vergleichsweise gering ist, ist für die Länder im vierten Quadranten (TUR, SVK, POL, 
                                                 
9
 Pearson’s r beträgt .81.  
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MEX, KOR, GBR, CZE, ESP, GRC, JAP, POR, FRA, ITA) zu erwarten, dass sie sowohl 
radikale als auch liberale Reformen durchführen.  
Tabelle 3: Reformpotenziale (Länder unterteilt am Median der aggregierten Funktionswerte 
im Jahr 1990) 
  Radikales Reformpotenzial im Jahr 1990 
  Tief Hoch 
Tief 
CHE, AUS, USA, BEL, 
DEU, LUX, CAN, FIN, 




potenzial im Jahr 
1990  
Hoch AUT, NZL 
 
TUR, SVK, POL, MEX, 
KOR, GBR, CZE, ESP, 
GRC, JAP, POR, FRA, ITA 
Liberales Reformpotenzial: Schnitt aus den Erfüllungsgraden der Funktionen ‚Wettbewerb’, ‚horizon-
tale Gewaltenkontrolle’, ‚Rechtsstaat’, ‚Regierungsgewalt’ im Jahr 1990; Radikales Reformpotenzial: 
Schnitt aus den Erfüllungsgraden der Funktionen ‚Inklusion’, ‚Partizipation’, ‚Transparenz’, ‚öffentli-
che Artikulation’ im Jahr 1990. 
 
Bereits aufgrund der Analysen im letzten Abschnitt können wir vermuten, dass die Länder ihr 
Reformpotenzial unterschiedlich ausnutzen. Tatsächlich führen von den 13 Ländern im ersten 
Quadranten zehn Reformen durch, obwohl sie sich bereits auf einem hohen Niveau sowohl 
hinsichtlich ihrer radikalen wie auch ihrer liberalen Funktionen bewegen. Lediglich Deutsch-
land, Norwegen und die USA nehmen im Untersuchungszeitraum – entsprechend der An-
nahme – keine oder geringe Reformen vor. Im Falle von Deutschland und den Vereinigten 
Staaten ist der Preis dafür allerdings, dass diese beiden Länder im Jahr 2005 nicht mehr zur 
Spitzengruppe gehören und ihrerseits wachsendem Reformdruck ausgesetzt sind.  
In Ungarn und in Irland müsste aufgrund der Ausgangslage 1990 eine Steigerung des Erfül-
lungsgrades der radikalen Funktionen erwartet werden. Dies trifft jedoch auf beide Staaten 
nur in sehr geringem Masse zu. Zumindest in Ungarn spielen die liberalen Reformen zudem 
eine viel grössere Rolle.  
Österreich und Neuseeland entsprechen beide den Erwartungen: in beiden wird ein ver-
gleichsweise deutlicher Zuwachs an Erfüllungsrad der radikalen Funktionen verzeichnet. 
Darüber hinaus scheinen diese beiden Länder auch umfassende liberale Reformen durchge-
führt zu haben.  
Interessant ist schliesslich die vierte Ländergruppe. In diesen 13 Ländern herrscht 1990 der 
vergleichsweise grösste Druck zur Reformierung der liberalen und der radikalen Demokratie-
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qualität. Die Länder schöpfen allerdings ihr Reformpotenzial in sehr unterschiedlichem Masse 
aus:  
Die erwartet starken radikalen und liberalen Reformen sind einzig in der Slowakischen Repu-
blik, in Südkorea und in etwas geringerem Ausmass in Grossbritannien zu verzeichnen. Allen 
drei Ländern ist es zwar bis 2005 nicht gelungen, in die Phalanx der Länder im Quadrant 1 
(liberale und radikale Werte über dem Median) einzudringen, sie haben aber sowohl hinsicht-
lich der radikalen und der liberalen Werte wie auch der gesamten Demokratiequalität einige 
Ränge wettgemacht.10  
Die Türkei, die Tschechische Republik, Griechenland, Portugal und Japan verzeichnen einen 
Zuwachs bei den liberalen Funktionswerten, nicht aber bei den radikalen. Wir haben das auf 
den Umstand zurückgeführt, dass diese vorwiegend jungen Demokratien sich zuerst auf das 
Niveau minimaler liberaler Standards zu arbeiten scheinen, bevor dann auch radikale Refor-
men vorangetrieben werden können. 
Ihr radikales Reformpotenzial schöpfen hingegen Polen und Spanien zumindest teilweise aus. 
In diesen Ländern werden die Funktionen erhöht, welche Mitsprache erleichtern. Die liberalen 
Funktionswerte nehmen aber nicht so stark zu wie aufgrund der Ausgangsposition dieser 
Länder zu vermuten wäre.  
Anlass zur Sorge geben schliesslich die drei restlichen Länder in dieser Gruppe: in Italien, 
Frankreich und Mexiko wird das Reformpotenzial nicht nur nicht ausgeschöpft, sondern diese 
Länder weisen sogar einen Rückgang ihrer bereits 1990 auf relativ tiefem Niveau liegenden 
liberalen und radikalen Funktionswerte auf.  
Entgegen unserer Vermutung führt also das Ausgangsniveau nicht in allen Ländern zu Re-
formtätigkeiten, das Ausgangsniveau scheint aber für die Stärke der Veränderungen dennoch 
wichtig zu sein. Allgemein gilt: je höher die Demokratiequalität in einem Land bereits ist, 
desto weniger stark ist die mittlere Veränderung an Demokratiequalität zwischen 1990 und 
2005 (Pearsons r = -.52). Dies gilt auch für die aggregierte Veränderung der liberalen Funkti-
onen: je ‚liberaler’ ein Land bereits ist, desto weniger stark nimmt dieses Land liberale Re-
formen vor (Pearsons r = -.71). Die aggregierten radikalen Funktionen bilden hier aber die 
                                                 
10
 Grossbritannien: Rang 1990 bei den aggregierten radikalen Funktionen: 24 / 2005: 21; Rang 1990 bei den 
aggregierten liberalen Funktionen: 24 / 2005: 21; Rang hinsichtlich Demokratiequalität: 23 / 2005: 22. Südkorea: 
Rang 1990 bei den aggregierten radikalen Funktionen: 25 / 2005: 18; Rang 1990 bei den aggregierten liberalen 
Funktionen: 25 / 2005: 19; Rang hinsichtlich Demokratiequalität: 25 / 2005: 18. Slowakische Republik: Rang 
1990 bei den aggregierten radikalen Funktionen: 29 / 2005: 17; Rang 1990 bei den aggregierten liberalen Funk-
tionen: 27 / 2005: 17; Rang hinsichtlich Demokratiequalität: 27 / 2005: 16. 
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Ausnahme: je stärker ‚radikal’ ein Land nämlich ist, desto grösser ist die positive Verände-
rung der radikalen Werte (Pearsons r = .15). Dieser Befund deutet darauf hin, dass radikale 
Reformen eine positive Eigendynamik bzw. eine Aufwärtsspirale auslösen. Es scheint, dass 
mehr politische Mitsprache, wie von den Vertretern der radikalen Demokratietheorie postu-
liert, tatsächlich einen erzieherischen und bildenden Effekt hat. Durch die politische Beteili-
gung werden die Bürger zunehmend mit den dafür notwendigen Kompetenzen ausgestattet 
und dazu befähigt, noch mehr Mitsprache einzufordern. 
 
5 Diskussion 
Demokratien sind zahlreichen Herausforderungen ausgesetzt, die sich in den letzten Jahrzehn-
ten aufgrund von wirtschaftlichem und gesellschaftlichem Druck verstärkt zu haben scheinen. 
Unsere Analysen zeigen, dass sich Demokratien verändern und diesen Herausforderungen 
offenbar entgegen treten. Wir haben dabei festgestellt, dass die überwiegende Mehrheit der 
hier untersuchten, etablierten Demokratien der OECD-Welt ihre Demokratiequalität zwischen 
1990 und 2005 gesteigert hat. Wir führen dies auf Reformtätigkeiten zurück, die wir – basie-
rend auf zwei unterschiedlichen demokratietheoretischen Modellen – unterteilen in eher libe-
rale und eher radikale Reformen. Freilich messen wir nicht unmittelbar, ob ein Staat Refor-
men im engeren Sinne – also institutionelle Veränderungen – geplant und durchgeführt hat. 
Mit der Messung der Demokratiequalität bzw. der Messung des Erfüllungsgrades verschiede-
ner Funktionen, welche für eine Demokratie als unabdingbar betrachtet werden, können wir 
aber effektive Veränderungen nachzeichnen und die „Verfassungswirklichkeit“ (Meyer 2005) 
messen. Demokratien werden in diesem Sinne als Gesellschaftssysteme betrachtet, die sich 
selbst immer wieder neu aushandeln und verändern müssen, um sich den politischen und so-
zialen Realitäten anzupassen. Nicht nur ‚harte’ institutionelle Reformen, die in den letzten 
Jahrzehnten die Demokratien geprägt haben (vgl. dazu Cain et al. 2003), sondern und insbe-
sondere eher ‚weiche’ Veränderungen auch in der politischen Kultur tragen dazu bei, dass 
sich Demokratien den Herausforderungen stellen und sich entsprechend entwickeln können.  
Unsere Analysen haben gezeigt, dass sich die Demokratien der OECD-Welt diesen Heraus-
forderungen tatsächlich gestellt haben, dass sie sich aber in Stärke und Art der Reformen wie 
auch hinsichtlich der Ausschöpfung des Reformpotenzials unterscheiden. Folgende vier Be-
funde können dabei hervorgehoben werden:  
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1. In allen OECD-Staaten – mit Ausnahme von Deutschland, Italien und Mexiko – wur-
den entweder liberale oder radikale Reformen oder sogar beides durchgeführt. In der 
OECD-Welt hat sich also insgesamt nicht nur die Demokratiequalität verbessert, son-
dern sowohl liberale wie auch radikale Funktionen werden zwischen 1990 und 2005 
zu einem immer höheren Grad erfüllt. Mit anderen Worten: zwischen 1990 und 2005 
wird Demokratie in der OECD-Welt gesamthaft betrachtet besser. Etablierte Demo-
kratien scheinen sich den veränderten gesellschaftlichen Rahmenbedingungen durch 
einen Ausbau zentraler demokratischer Funktionen zu stellen. 
2. Die Art und die Stärke der Reformtätigkeiten unterscheiden sich allerdings teilweise 
deutlich zwischen den Ländern. Insgesamt scheinen radikale Reformen stärker voran-
getrieben worden zu sein als liberale Reformen. Dieser Befund muss allerdings ein 
wenig nuanciert werden: liberale Reformen werden insbesondere von jungen Demo-
kratien vorangetrieben. Diese scheinen sich zuerst auf das Niveau minimaler liberaler 
Standards zu arbeiten, bevor dann auch radikale Reformen in Angriff genommen wer-
den. Grosse Sprünge sind hier tatsächlich im Wettbewerbs- und Regierungsautono-
miegrad zu finden. Die meisten etablierten und älteren Demokratien legen den Akzent 
hingegen stärker auf radikale als auf liberale Reformen: Etablierte Demokratien 
schränken demokratische Mitsprache also nicht ein. Im Gegenteil nimmt der Wert der 
radikalen Funktionen insbesondere in den Ländern zu, die bereits eine hohe Demokra-
tiequalität aufweisen. In diesen Ländern steigt hauptsächlich der Erfüllungsgrad der 
Funktionen ‚Partizipation’ und ‚öffentliche Artikulation’. Die Indikatoren des Demo-
kratiebarometers lassen dabei die Vermutung zu, dass die Beteiligung bei Wahlen 
zwar leicht sinkt, diese aber insgesamt gleichmässiger wahrgenommen wird. Dies 
führt in diesen Ländern mitunter auch zu Verbesserungen hinsichtlich Inklusion und 
Repräsentation. Zudem nimmt der Anteil an Bürgerinnen und Bürgern, die ihre Inte-
ressen mittels alternativer Partizipationsformen einbringen, über die Zeit zu. Darüber 
hinaus zeigen die Indikatoren der Funktion ‚öffentliche Artikulation’ nicht nur eine 
zunehmend aktivere Zivilgesellschaft, sondern – mit Ausnahmen – auch eine unab-
hängigere Presse an. Ingesamt scheinen etablierte Demokratien zwischen 1990 und 
2005 also nicht weniger, sondern im Gegenteil mehr Demokratie gewagt zu haben. 
3. Art und Stärke der Reformen hängen jedoch vom Ausgangsniveau ab. Allgemein kann 
festgestellt werden, dass etablierte Demokratien mit hoher Demokratiequalität im Un-
tersuchungszeitraum eher weniger starke Reformen durchführen als Länder, die sich 
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bezüglich der Qualität ihrer Demokratie in der unteren Hälfte einer fiktiven OECD-
Rangliste befinden. Freilich muss auch diese Beobachtung differenziert werden: zwar 
gilt die gleiche Feststellung auch hinsichtlich des Niveaus der liberalen Funktionen 
nicht aber hinsichtlich des Niveaus der radikalen Funktionen: Länder in denen eine 
Kultur der deliberativen Mitsprache herrscht, scheinen diese noch auszubauen. Es las-
sen sich allerdings auch Länder finden, die ihr bereits tiefes Niveau hinsichtlich De-
mokratiequalität, aber auch hinsichtlich der Erfüllungsgrade radikaler und liberaler 
Funktionen nicht verbessern können. So werden in Frankreich, Italien und Mexiko 
weder liberale noch radikale Reformen durchgeführt. Diese Länder verlieren denn 
auch ziemlich deutlich an Demokratiequalität.  
4. Die Analysen zeigen schliesslich das Potenzial des neu entwickelten Instrumentes 
‚Demokratiebarometer’. Mit ihm lassen sich nicht nur Reformbestrebungen nach-
zeichnen, sondern auch Defizite etablierter Demokratien aufzeigen, die in weit detail-
lierterem Masse möglich sind, als es hier aufgezeigt wurde. So lassen sich beispiels-
weise Defizite etablierter Demokratien hinsichtlich einzelner Funktionen aufzeigen. 
So dürfte etwa die genauere Analyse des Rückgangs der Erfüllungsgrade der Funktio-
nen ‚Rechtsstaatlichkeit’ oder ‚Transparenz’ in einzelnen, nicht nur jungen Demokra-
tien von einiger Bedeutung sein. Zudem sollten in zukünftigen Untersuchungen auch 
die Ursachen und Folgen dieser Reformen näher untersucht werden. Auch dafür eignet 
sich das Demokratiebarometer.11  
 
                                                 
11
 Alle Indikatoren, auf denen das Demokratiebarometer beruht und die zu Sub-Komponenten, Komponenten 
und Funktionen zusammengefasst werden, eine Beschreibung der Daten und der Aggregations- und Validie-
rungsverfahren, Möglichkeiten für Datendown- und -upload und für Online-Berechnungen finden sich ab Früh-
ling 2009 unter www.democracybarometer.org.  
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Im Folgenden werden pro Funktion die im Demokratiebarometer enthaltenen Indikatoren auf-
gelistet. Die Beschreibung der Indikatoren ist jedoch nur grob und in englischer Sprache. Ein 
detailliertes Codebuch, in welchem auch die Aggregationsmethoden der hier aufgelisteten 
Indikatoren zu Subkomponenten, zu Komponenten und zu Funktionen beschrieben sind, ist 
auf Anfrage beim Autorenteam erhältlich.12 
 
Individuelle Freiheiten 
Die Funktion ‚individuelle Freiheiten’ besteht aus den folgenden Indikatoren: 
 PTSrs: Political Terror Scale; degree of political terror by government (ordinal). 
 Tort: Torture and other cruel, inhumane, or degrading treatment or punishment (ordinal).  
 Deathpenrs: Judicial and practical existence of death penalty (ordinal). 
 Cons_hacor: Explicitly guaranteed in the constitution: writ of habeas corpus (ordinal). 
 HRPlus: Additive index that counts the ratification of the seven international human rights 
instruments. 
 Homicid1rs2: Number of homicides per 100’000 capita, standardized according to best 
value in overall sample. 
 Violparrs: Violent political participation. 100 - Share of WVS respondents who did or 
might do (damaging things / breaking windows / street violence).  
 Devbehrs. 100 - Share of WVS respondents showing deviant behaviour (justifying clai-
ming government benefits / avoiding a fare on public transport / cheating on taxes 
/someone accepting a bribe). 
 
Rechtsstaatlichkeit 
Die Funktion ‚Rechtsstaaatlichkeit’ besteht aus den folgenden Indikatoren: 
 Polic3rs: Are the rights in judicial proceedings for minority groups (average of all groups 
in a country) selectively and deliberately restricted by public policy or prevailing social 
practices, and how severely (ordinal)? 
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 Impcou: Impartial Courts: Assessment of statement: „The legal framework in your coun-
try for private businesses to settle disputes and challenge the legality of government ac-
tions and/or regulations is inefficient and subject to manipulation” among business people 
(metric).  
 Fair_trial: Existence of constitutional provisions guaranteeing a fair trial (ordinal). 
 Pub_trial: Existence of constitutional provisions guaranteeing a public trial (ordinal). 
 Confjus_wvs: Confidence in the legal system: share of WVS respondents indicating high 
confidence/trust.  
 Justice: Assessment of the confidence in the fair administration of justice in the society 
among business people (metric). 
 Police: Assessment of the reliability/effectiveness of the police services among business 
people (metric).  
 Judind_wef: Assessment of the question: „Is the judiciary in your country independent 
from political influences of members of government, citizens, or firms?” among business 
people (metric). 
 Judind_hur: Level of independence of the judiciary, as reported by the Annual Human 
Rights Reports of the U.S. Department of State (ordinal). 
 Tenure: Tenure for judges (ordinal).  
 Removal: No possibility to remove judges for other branches (ordinal).   
 
Öffentliche Artikulationsfunktion 
Die Funktion ‚öffentliche Artikulation’ besteht aus den folgenden Indikatoren: 
 Free_Ass: Existence of constitutional provisions regarding freedom of association (ordi-
nal). 
 Memunio: Share of survey respondents indicating that they are member in a union.  
 Memproorg: Share of survey respondents indicating that they are member in a professio-
nal organization. 
 Memhuman: Share of WVS respondents indicating that they are member in and/or active-
ly spend time for a human rights organization.  
 Memenviron: Share of WVS respondents indicating that they are member in and/or acti-
vely spend time for an environment organization. 
 Memwom: Share of WVS respondents indicating that they are member in and/or actively 
spend time for a women rights organization. 
Marc Bühlmann / Lisa Müller „Mitsprache oder Effizienz? OECD-Staaten im Vergleich”  
   
 33 
 Legmediars: Press Freedom: Legal Environment: The examination of both the laws and 
regulations that could influence media content and the government's inclination to use the-
se laws and legal institutions to restrict the media’s ability to operate (metric). 
 Polmediars: Press Freedom: Political Environment: the degree of political control over the 
content of news media (metric). 
 Priqdiv2: Number of daily newspapers (titles) per 1 million inhabitants. 
 Npim2: Import of newspapers, journals and periodicals as a % of GDP (in US dollars at 
the price levels and PPPs of 2000).  
 Priodivrs: Political balance of the press system (regional and national newspapers) (met-
ric).  
 Neutrnp: Share of neutral / independent newspapers’ circulation (weighted by frequency 
of publication) of a country’s total newspaper circulation. 
 
Partizipation 
Die Funktion ‚Partizipation’ besteht aus den folgenden Indikatoren: 
 Retu_resrs: Representative electoral turnout (parliamentary elections) in terms of resour-
ces (no participation gap in terms of education and income) (metric). 
 Evmobturrs: Even mobilization in parliamentary elections in terms of gender and age (no 
participation gap) (metric). 
 Repalpa_resrs: Representative alternative participation (signing petitions / attending law-
ful demonstrations) in terms of resources (no participation gap) (metric). 
 Evmobalpars: Even mobilization for alternative participation (signing petition / attending 
lawful demonstrations) in terms of gender and age (no participation gap) (metric). 
 Elecinf: Degree of diffusion of electronic media (TV, radio, internet) (metric).  
 Priqdiv4: Number of copies of daily newspapers printed per 1’000 inhabitants.  
 Turnreg1: Turnout in % of registered electorate in parliamentary election of that or previ-
ous years. 
 Noipa_pet: Share of WVS respondents indicating having signed petitions. 




Die Funktion ‚Inklusion’ besteht aus den folgenden Indikatoren: 
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 Suffrage: Extent of universal active suffrage (metric). 
 Poldisrs: Index of political discrimination of minority groups (average of all groups in a 
country) by public policy and social practice (ordinal). 
 Dis_gall: Disproportionality according to Gallagher index (metric).  
 Iss_cong: Congruence between left-right position of voters and left-right position of parli-
amentarians (measured by party’s positions) (missing for Mexico and South Korea) 
(metric). 
 Noconstrs: Extent of universal passive suffrage (ordinal). 
 Quota: Existence and extent of rules regarding quota for the representation of women in 
parliament (ordinal). 
 Polic8rs: Access to power for minority groups (average of all groups in a country) (ordi-
nal). 




Die Funktion ‚Transparenz’ besteht aus den folgenden Indikatoren: 
 Corrup: Corruption within the political system (ICRG) (ordinal / metric). 
 CPI: Corruption Perception Index (Transparency International): overall extent of corrupti-
on (frequency and/or size of bribes) in the public and political sectors (metric).  
 Foi_rest: Restriction of freedom of information / barriers for access to official information 
(ordinal).  
 Foi_eff: Effectiveness of Freedom of Information laws (ordinal).  




Die Funktion ‚Wettbewerb’ besteht aus den folgenden Indikatoren: 
 Comp_vo: Margin of electoral concentration of votes = 100% - pstrongest, where pstron-
gest = percentage of votes obtained by strongest party. 
 P1_2lowrsvo: 100 - Difference between largest and second largest lower house party in % 
of all votes.  
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 Comp_se: Margin of electoral concentration of seats = 100% - sstrongest, where sstron-
gest = percentage of seats obtained by strongest party. 
 P1_2lowrsse: 100 - Difference between largest and second largest lower house party in % 
of all seats.  
 Effthreshrs: Effective threshold, calculated as the ‚most simple’ possibility to gain a seat 
in the national parliament, i.e. the lowest national vote share that is necessary to have a 
50% chance to win a seat (highest threshold set to 0) (metric).  
 Adm_hurdrs: Low administrative hurdles to become a competitor (metric).  
 
Horizontale Gewaltenkontrolle 
Die Funktion ‚horizontale Gewaltenkontrolle’ besteht aus den folgenden Indikatoren: 
 Bal_pow: Balance of powers (opposition vs. government) according to Altman/Perez-
Liñan 2002 (metric).  
 Majorityrs: 100 - Proportion of parliamentary seats belonging to governing parties. 
 Effpaopp: Number and degree of effective opportunities for direct influence on politics for 
citizens (presidential elections and direct democratic mechanisms, including their covera-
ge, terms of adoption, bondage, initiator, popular vote, hurdles).  
 PolconIII: Index estimating „the feasibility of policy change (the extent to which a change 
in the preferences of any actor may lead to a change in government policy)” (ordinal). 
 Pow_judi: Power of judiciary: effective ability to control political decisions (ordinal). 
 Bureau: Bureaucracy quality: degree of autonomy from political pressure (ordinal / met-
ric). 
 Pub_ser: Assessment of the public service’s independence from political interference a-
mong business people (metric). 
 
Regierungsgewalt 
Die Funktion ‚Regierungsgewalt’ besteht aus den folgenden Indikatoren: 
 Mip: No interference of the military in politics (ordinal / metric). 
 Rip: No interference of religious interests in politics (ordinal / metric).  
 assassrs: No politically motivated murder or attempted murder of a high government offi-
cial or politician (metric). 
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 guerillrs: No armed activity, sabotage, or bombings carried on by independent bands of 
citizens or irregular forces and aimed at the overthrow of the present regime (metric). 
 revolutrs: No illegal or forced change in the top government elite, any attempt at such a 
change, or any successful or unsuccessful armed rebellion whose aim is independence 
from the central government (metric). 
 agdemonsrs: No peaceful public gathering for the primary purpose of displaying or voi-
cing their opposition to government policies or authority (metric). 
 genstrikers: No strike that is aimed at national government policies or authority (metric). 
 Conf_gov: Confidence in the government: share of survey respondents indicating high 
confidence/trust.  
 Gov_dec: Assessment of effectiveness of implementation of government decisions among 
business people (metric).  
 Govst_rume: Stability of the government: no changes during legislature (metric).  
 Polit11: No major cabinet changes (metric). 
 Polit12: No changes in effective executive (metric). 
